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Anmerkungen zu Dieter Boris 

 

 

Es ist immer zu begrüßen, wenn eine Publikation die Aufmerksamkeit eines höchst 

kompetenten Rezensenten findet, der sie selbst als „wichtig“ einordnet. Und bei einer 

kritischen Rezension ist es fast unvermeidlich, daß der Rezensent gerade die Schwachstellen 

der begutachteten Texte herausgreift und tautologische oder nichtssagende Sätze aufspießt. 

Das ist ihm bei einigen hoch angesehenen Autoren auch gelungen, und es ist zuzugeben, daß 

Boaventura de Sousa Santos und Raúl Prada schon bessere und kohärentere Texte verfaßt 

haben, als die in diesem Buch veröffentlichten. Nur schade, daß Dieter Boris, der sonst gern 

Einseitigkeit anprangert und Ausgewogenheit fordert, in seiner Rezension fast ganz darauf 

verzichtet, auf die neuen Gedanken hinzuweisen, die in den vom ihm kritisierten Texten 

(weshalb wären sie sonst wichtig?) sicherlich auch zu finden sind. Zum Beispiel im Aufsatz 

von Boaventura zu Kuba, wo dieser fordert, die Berufung auf eine  „Avantgarde“ (etwa zur 

Rechtfertigung der Monopolstellung einer führenden Partei) durch das bewußte Bekenntnis zu 

einer „Nachhut“ zu ersetzen, die dem folgen muß, was soziale Bewegungen zum Ausdruck 

bringen.  

 

Aber die Rezension von Dieter Boris (und das ihr nachfolgende, gemeinsam mit Achim Wahl 

verfaßte Positionspapier) läßt erkennen, daß ihm die ganze Richtung nicht gefällt, die bisher 

die Prioritäten der Arbeit der RLS in Lateinamerika und sicher auch die Auswahl der Texte 

bestimmt hat.  Hier lassen einige Formulierungen, manchmal nur in Anmerkungen oder 

Nebensätzen, weitgehende Meinungsverschiedenheiten erkennen, die ich im folgenden noch 

schärfer herausarbeiten möchte, um damit unsere Diskussion voranzubringen, lieber etwas 

überspitzt als freundlich abgemildert. Sie betreffen die Einschätzung des im Rahmen einer 

entwicklungskritischen Arbeitsgruppe der Stiftung vielfach diskutierten Extraktivismus und 

Neoextraktivismus, die Bedeutung des Buen Vivir,  die Bewertung aktueller Konflikte wie 

TIPNIS, die internationale Orientierung der progressiven Regime und das Verhältnis hiesiger 

Internationalisten zu Konflikten in den Ländern, deren Führungen beanspruchen, einen 

Sozialismus des 21. Jahrhunderts anzustreben. 

  

Diese inneren Konflikte in den „bolivarianischen“ Ländern haben in den letzten Jahren 

zugenommen, obwohl sich die progressiven Regierungen gegen putschistische Manöver der 

extremen Rechten durchsetzen und überall, zuletzt in Ecuador, bei freien allgemeinen Wahlen 

eindrucksvolle Erfolge erzielen konnten. Die Rechte wurde zurückgedrängt, zugleich aber 

haben sich die Spannungen zwischen sozialen Bewegungen und den Machtträgern an der 

Spitze der Staatsapparate verschärft. Sie führten in Ecuador bei den letzten Wahlen sogar 

dazu, daß auf der Linken ein eigener Präsidentschaftskandidat gegen Correa auftrat, und sie 

kulminieren  in Bolivien im TIPNIS-Konflikt, der Auseinandersetzung um den Bau einer  

Fernstraße durch ein Naturschutzgebiet im Amazonasbecken. Wie man diese Konflikte 

beurteilt, hängt auch von einem Verständnis der progressiven Regime in den Anden-Ländern 

ab. Dabei scheint vor allem die Frage strittig, ob der Begriff des „Neo-Extraktivismus“ den 

Kern  der Politik dieser Regime trifft. 

 

 

1.Zum Extraktivismus und Neo-Extraktivismus 

 

Auch in deutscher Sprache liegt neben dem von Miriam Lang herausgegebenen Buch eine fast 

gleichzeitig erschienene Publikation des FDCL vor, die dem Neuen Extraktivismus gewidmet 



ist und nach meiner Auffassung eine ganze Reihe Fragen  zufriedenstellend klärt, die Dieter 

Boris in seiner kritischen Rezension aufwirft. Hier wie in einer Reihe inzwischen erschienener 

Artikel wird mit unwiderlegbarem Zahlenmaterial belegt, in welchem erschreckenden 

Umfang der  „Extraktivismus“ das vorherrschende Wirtschaftsmodell fast aller 

lateinamerikanischer Länder geworden ist.  

 

Dennoch gibt es grundlegende Unterschiede zwischen dem auf die Spitze getriebenen 

„Extraktivismus“ in Ländern wie Kolumbien, wo die „Bergbaulokomotive“ beschworen wird, 

und dem „Neo-Extraktivismus“ unter progressiven Regimen. Gudynas hat diesen Unterschied 

m.E. überzeugend herausgearbeitet: im Neo-Extraktivismus spielt der Staat die entscheidende 

Rolle bei der Aneignung und Verwendung der Überschüsse aus den gesteigerten 

Rohstoffexporten, und er benutzt diese zusätzlichen Einnahmen gezielt für eine Verbesserung 

der materiellen Lage der Mehrheit der Bevölkerung. Dies scheint mir die Grundlage für die 

Wirtschaftspolitik der „bolivarianischen“ Regime zu sein, und es ist mir ganz unverständlich, 

warum dies im Positionspapier von Boris/Wahl relativiert wird, wenn sie abstreiten, daß „die 

günstige wirtschaftliche Entwicklung der letzten zehn  Jahre allein oder vorrangig auf diese 

Faktoren zurückzuführen sei.“  

 

Im Gegenteil ist seit dem Beginn der Präsidentschaft von Hugo Chavez die Fortsetzung des 

Vorrangs von Erdölexporten in der Praxis niemals in Frage gestellt worden, und weder die 

Regierung noch ihre Kritiker und Gegner auf der Linken oder Rechten haben jemals ernsthaft 

„eine sofortige Abkehr von diesen Jahrzehnte gewachsenen Wirtschaftsstrukturen“ gefordert 

(Hier prügeln Boris/Wahl auf Pappkameraden ein, wie auch an anderen Stellen ihres Papiers). 

Die große Leistung von Hugo Chavez besteht zweifellos darin, gegen große Widerstände die 

Kontrolle des Staats über die Erträge aus der Ölförderung durchsetzt zu haben und, begünstigt 

durch mit wenigen Unterbrechungen steigende Erölpreise, diese Mittel für aufwendige Sozial-

, Gesundheits- und Bildungsprogramme in inneren und für umfangreiche Maßnahmen 

internationaler Solidarität nach außen zu verwenden.  

 

Aber trotz vieler rhetorischer Absichtserklärungen, die Abhängigkeit von Rohstoffexporten 

vermindern zu wollen,  hat sich der „Neo-Extraktivismus“ eher konsolidiert und verstärkt – in 

Venezuela wie in Ecuador und Bolivien. In Ecuador scheint es mir bemerkenswert, daß 

Rafael Correa in seiner Wahlkampagne und in Erklärungen nach seinem Wahlsieg sogar klare 

Bekenntnisse zu einer Expansion des modernen Bergbaus abgelegt hat, verbunden mit einer 

aggressiven Anprangerung aller Gegner einer solchen  Politik als Handlanger des 

Imperialismus. 

 

Die wirtschaftlichen Folgen und Gefahren einer solchen Vertiefung des Neo-Extraktivismus 

sind vielfach analysiert worden, seine politischen Konsequenzen müßten aber noch weiter 

ausgelotet werden. Nach meiner Auffassung besteht ein enger Zusammenhang zwischen 

Extraktivismus und der Verstärkung von Zentralismus und autoritären Tendenzen im 

politischen Bereich. Eine Staatsspitze, die unbeschränkt und unkontrolliert Zugang zu den 

ertragreichsten Ressourcen ihres Landes hat, kann bequem die Fortdauer ihrer Herrschaft 

sichern, ohne sich mit autonomen gesellschaftlichen Kräften auf Augenhöhe 

auseinandersetzen zu müssen, auch wenn sie sich in regelmäßigen Abständen freien Wahlen 

stellen muß. Sie handelt nach ihrem Selbstverständnis demokratisch im Dienste der breiten 

Mehrheit der Bevölkerung, selbst wenn dies die dauerhafte Verwüstung bestimmter Gebiete 

und den Verlust der Lebensgrundlage der dort lebenden Menschen, oft ganzer indigener 

Völker, zur Folge hat.  

 



Es ist unvermeidlich, daß sich die unmittelbar Betroffenen zu Wehr setzen. Regionaler 

Widerstand organisiert sich in Ländern mit rechtsgerichteten Regierungen (Peru, Kolumbien), 

aber auch in Venezuela, Ecuador und Bolivien. Auch unter progressiven Regierungen  ist 

leider zu beobachten, daß solchem Widerstand zunehmend mit repressiven Maßnahmen 

begegnet wird, und daß die Verfechter der offiziellen Linie die Konflikte als das Werk 

proimperialistischer   Kräfte in Gestalt auslandsfinanzierter Nichtregierungsorganisationen 

brandmarken. Solche Töne klingen im Positionspapier von Boris/Wahl glücklicherweise nur 

schwach an, deutlich wird indes ein schier unbegrenztes Vertrauen in das verantwortliche 

Handeln der jeweiligen Staatsführungen, denen zugestanden und zugetraut wird, pragmatisch 

nach verantwortbaren Kompromissen zu suchen. Ein solches vorgängiges Vertrauen scheint 

mir nach den Erfahrungen der letzten Jahre kaum gerechtfertigt – es sei denn, man 

identifiziert sich wieder einmal unbesehen mit Staatsführungen und staatstragenden Parteien, 

weil sie den real möglichen Fortschritt erkämpfen wollen.    

 

2. Zum „Buen vivir“ 

 

Gegenüber dem Festhalten an einem extraktivistischen Wirtschaftsmodell benennt das „buen 

vivir“ gewissermaßen das Gegenprinzip. Es ist nicht etwa, wie man nach der Lektüre von 

Dieter Boris vermuten könnte, in Gestalt postmoderner Theoriefetzen nach Lateinamerika 

gelangt, sondern dort von indigenen Intellektuellen wie z.B. dem bolivianischen 

Außenminister Choquehuanca entwickelt worden. Dies geschah im Zuge der Ausarbeitung 

von neuen Verfassungen, die von den indigenen Bewegungen seit langem gefordert worden 

war. Dabei handelte es sich in Bolivien wie in Ecuador aber nicht nur um eine gerechtere 

Berücksichtigung von Minderheiten in einem immer noch zentralistischen Nationalstaat. Es 

ging vielmehr um eine grundlegende politische Umwälzung in Ländern, die seit der 

Kolonialzeit und über die staatliche Unabhängigkeit hinweg von kleinen Minderheiten der 

Nachkommen und Nachfolger spanischer Eroberer beherrscht worden waren. Der dieser 

Umwälzung entsprechende staatliche Neubau findet seinen Ausdruck schon in der Benennung 

des Staates als plurinational: nicht ein homogen gedachtes Staatsvolk ist Träger des neuen 

Staats, es sind vielmehr Nationalitäten, wenn nicht gar Nationen, die im Rahmen eines 

kommunitären, dezentralen  Staates mit weitgehenden Autonomien zusammengeschlossen 

sind. (Dies findet seinen symbolischen Ausdruck darin, dass neben dem Spanischen in der 

Verfassung Boliviens 36 offizielle Staatssprachen „der indigenen Nationen und Völker“ 

anerkannt werden. (Artikel 5).In der Verfassung Ecuadors geht man nicht ganz so weit: 

immerhin werden aber Kichwa  und Shuar neben Spanisch als Sprachen im interkulturellen 

Verhältnis benannt. (Artikel 2).) 

 

In den Verfassungen Boliviens und Ecuadors wird als Grundlage des neuen Staates ein neues 

Prinzip verkündet, das auf Quechua „Sumak kawsay“ und auf Aymara „Suma qamaña“ heißt, 

im Spanischen meist mit „Buen vivir“ übersetzt, wobei die deutsche Übersetzung „Gutes 

Leben“ den ursprünglichen Sinn kaum wiedergibt. „Gutes Leben“ bedeutet nämlich 

keineswegs ein Leben in einem Wohlstand, der nur durch ständiges Wachstum erworben 

werden kann, sondern im Gegenteil ein Leben in Harmonie und Gleichgewicht mit der Natur 

und den Mitmenschen. Dies impliziert einen Bruch mit der unverzichtbaren Grundlage 

kapitalistischen Wirtschaftens, es ist die Negation des Zwangs zum unbegrenzten 

Akkumulieren. Was dies für die Organisation von Staat und Wirtschaft bedeutet, wird in 

beiden Verfassungen teils angedeutet, teils auch breit ausgeführt, ohne dass der damit 

verbundene Verfassungsauftrag an die Gesetzgebung bisher auch nur in Ansätzen eingelöst 

wurde.  

 



Mit dem „Buen Vivir“ verhält es sich nach meiner Auffassung ganz anders als Dieter Boris 

mit seinen meist abwertenden Bemerkungen erkennen läßt. Es bezeichnet das Ziel einer 

solidarischen Gesellschaft, in der ein menschenwürdiges Leben aller nicht mit einer 

Zerstörung der Natur erkauft wird – und wenn in der Verfassung von  Ecuador ein eigenes 

Recht der Natur postuliert wird, so hängt auch dies eng mit dem Konzept des „Buen Vivir“ 

zusammen. Es wird durchaus eine Zielvorstellung benannt, deren Fehlen Boris/Wahl m.E. zu 

Unrecht bemängeln. Damit ist  zugleich ein Verfassungsauftrag gegeben, der allerdings 

konkretisiert werden muß – ähnlich wie zum Beispiel der Verfassungsauftrag des 

Grundgesetzes, daß Eigentum verpflichtet.  Die linken Kritiker werfen den gegenwärtigen 

Regierungen in Ecuador und Bolivien gerade vor, daß sie keine Strategien entwickeln, um 

diesen Verfassungsauftrag zu erfüllen.  Sie befürchten, dass der Slogan vom „Sozialismus des 

21. Jahrhunderts“, der von Hugo Chavez seit 2005 verkündet und von Evo Morales und  

Rafael Correa  ebenfalls in Anspruch genommen wird, in Wahrheit auf eine Wiederholung 

des vorgeblich real existierenden Sozialismus des vergangenen Jahrhunderts hinausläuft, der 

bekanntlich bereit war, die Zerstörung der Natur zugunsten des Fortschritts in der Entfaltung 

der Produktivkräfte in Kauf zu nehmen. Das in den Verfassungen verankerte   Prinzip des 

„buen vivir“, das überkommenen Vorstellungen von „Fortschritt“ und „Entwicklung“ 

widerspricht, wird aus der Sicht der Kritiker einem weitergetriebenen Extraktivismus 

geopfert.  

 

3. Das Beispiel TIPNIS 

 

Ziemlich ärgerlich in der Rezension von Dieter Boris ist sein oberflächlicher Hinweis auf den 

TIPNIS-Konflikt.(Fußnote 5). Die höchst umstrittene jüngste Volksabstimmung führt er 

absurderweise als Beweis für die Bereitschaft der Regierung an, Irrtümer zuzugeben und mit 

einigen Korrekturen zu beginnen – eine Umkehrung des Sachverhalts, die eine Schilderung 

des Verlaufs der    Auseinandersetzung um den Erhalt des Nationalparks von TIPNIS 

(Territorio Indigena y Parque Nacional Isiboro-Sécure) nötig macht.  Es handelt sich um den 

geplanten Bau einer Fernstraße von Brasilien nach Peru quer durch die Mitte eines Gebiets, 

das seit dem Jahr 1965 Nationalpark ist und zudem als Ergebnis eines Marsches der 

Tieflandindianer zu Beginn der 90er Jahre als indigenes Territorium ausgewiesen ist, also 

doppelten Schutz genießt. Dennoch hat Evo Morales 2007 mit dem damaligen brasilianischen 

Präsidenten Lula da Silva den Bau einer Straße vereinbart, die den Weg brasilianischer 

Exportprodukte für China und Fernost an die Pazifikküste des Subkontinents verkürzen soll, 

obwohl er nach der Verfassung ohne Konsultation der im TIPNIS ansässigen indigenen 

Völker eine solche Zusage gar nicht erteilen durfte. Dagegen wandte sich Mitte 2011 ein 

Marsch der Organisationen der Tieflandindianer,  der nach vielen Schwierigkeiten und 

Zusammenstößen La Paz erreichte und den Präsidenten schließlich veranlasste, den Bau des 

mittleren Abschnitts der Fernstraße zu stoppen und das Herz des TIPNIS für unantastbar zu 

erklären.  

 

Mit dieser Umkehr des Präsidenten, nach der die Unantastbarkeit des TIPNIS im Oktober 

2011 sogar durch ein Gesetz sanktioniert wurde, schien der Konflikt ausgestanden. Ende des 

Jahres 2011 gab es jedoch schon  Mobilisierungen von Siedlern und mit ihnen kooperierende 

Indigenas aus den ans die Coca-Gebiete des Chapare angrenzenden Gebiete des südlichen 

Tipnis, die den Bau der Fernstraße befürworteten und die Rücknahme des Schutzgesetzes 

verlangten. Nicht ohne Hilfe der Regierung und des MAS bildete sich eine rivalisierende 

indianische Organisation, die ein Plebiszit über den Bau der Straße verlangte. Die Gegner der 

Straße sprechen sich gegen ein solches Plebiszit aus: es seit durch das geltende Gesetz und die 

übergreifenden Schutzbestimmungen überflüssig. Deshalb begannen eine neuerliche 

Widerstandsaktion gegen die unnötige Befragung: ein neunter Marsch nach La Paz, allerdings 



mit geschwächten Kräften. Die angefochtene plebiszitäre Konsultation fand unter sehr 

problematischen Umständen statt und ergab wegen der von oben beförderten Spaltung der 

Indigena-Organisationen eine  Mehrheit für den Bau der ihre Gebiet durchschneidenden 

Fernstraße. Das Ergebnis wird angefochten.  

 

Eine Analyse des Konflikts um die Fernstraße durch den TIPNIS fördert verschiedene 

Aspekte zutage.  Zunächst ist es ein Großprojekt auf Kosten einer schutzwürdigen Natur, 

dessen oberstes Ziel die Erleichterung der brasilianischen Exporte nach Fernost wäre. 

Finanziert durch eine brasilianische Entwicklungsbank und durchgeführt von einem 

brasilianischen Bauunternehmen, diente das Projekt der verstärkten ökonomischen Bindung 

Boliviens an das mächtige Brasilien unter den Vorzeichen der Globalisierung . Für Bolivien 

hätte die neue Direktverbindung zwischen Cochabamba/La Paz und den ertragreichen 

Landwirtschaftszonen des Tieflands  die Auswirkung, dass Santa Cruz seine bisherige 

Monopolstellung als Drehscheibe der Agrarindustrie einbüßen könnte – ein vom MAS 

erklärtermaßen gewünschter Nebeneffekt in der Auseinandersetzung mit dem Bollwerk der 

rechten Opposition im Osten Boliviens, das durch den Straßenbau geschwächt würde. 

 

Nach den Analysen der bolivianischen Anthropologin Sarela Paz stoßen bei dem Konflikt 

zwischen den Gegnern und Befürwortern der Fernstraße zwei unterschiedliche Logiken bzw. 

Entwicklungsmodelle zusammen: Einmal die amazonische Wirtschaftsweise der im TIPNIS 

ansässigen Yucares, Chimanes und Mojeños Trinitarios, die auf Subsistenz und 

Ernährungssicherheit ausgerichtet ist und kollektive Nutzungs- und Verbrauchsrechte an den 

Produkten des Waldes einschließt. Zum anderen die auf individuelle Landzuteilung  

beruhende Ökonomie der andinen Siedler, die den Wald in Land zum Koka-Anbau 

verwandeln wollen. Im Süden des TIPNIS, im sogenannten Poligono 7,  angrenzend an den 

Chapare, sind die Auswirkungen dieses Modells bereits sichtbar: die Zone ist weitgehend 

entwaldet.  Die dort ansässigen Yucare haben ihre kollektiven Gemeinschaftsformen 

größtenteils verloren und sind mit ihrer Arbeitskraft als Hilfskräfte in die Koka-Ökonomie 

einbezogen. 

 

Abgesehen vom Problem der Kriminalisierung des Endprodukts kann die Koka-Produktion 

durchaus der extraktivistischen Logik zugeordnet werden. Der Bau der Straße hätte wohl 

unvermeidlich die Folge, dass sich der Koka-Anbau in das Herz des TIPNIS voran schieben 

würde. Dies ließe sich gut mit einem „Extraktivismus“ anderer Art vereinbaren. Im Jahre 

2007 hat die Regierung an zwei ausländische Erölgesellschaften, die von brasilianischem 

bzw. venezolanischen Kapital kontrolliert werden,  Konzessionen zur Exploration großer 

Teile des TIPNIS vergeben, unter Missachtung einer seit 2001 bestehenden 

Schutzbestimmung für den TIPNIS, die Ölförderung ausschließt. 

 

Auch im Beitrag von Dunia Mokrani wird der TIPNIS-Konflikt faktenreich behandelt, wobei 

die Autorin mit wertenden Einordnungen  ziemlich zurückhaltend ist und auch die 

Standpunkte der Regierungsseite referiert. Für Dieter Boris wohl nicht ausgiebig genug: er 

merkt an, daß sie schon als scharfe Kritikerin der Regierung Morales hervorgetreten sei, und 

meint, sie ließe beim Leser den Eindruck entstehen, daß „moralische oder charakterliche 

Defizite der gegenwärtigen bolivianischen Regierung sie von ihrem ursprünglichen Kurs 

abgebracht hätten.“ Ich finde im Text keinen Hinweis darauf, daß Dunia Mokrani  dies meint 

oder einen solchen Eindruck hervorrufen möchte. Allerdings wird sie wohl Leser enttäuschen 

müssen, die eine bedingungslose Parteinahme für die offizielle Regierungspolitik von ihr 

erwarten. Dies ist nach meiner Auffassung auch nicht die Aufgabe einer Vertreterin unserer 

Stiftung, auch nicht  in einem Land mit linksgerichteter Regierung.  

 



 

 

4. Was fehlt? 

 

Im Fazit seiner Rezension zählt Dieter Boris auf, was ihm alles in dem schmalen Bändchen 

fehlt, das vielleicht mit dem weit umspannenden  Titel tatsächlich zu viel versprochen hat. 

Aber mir scheint es besser, sich einmal auf bestimmte Themen zu konzentrieren, die bei den 

Linken in den betreffenden Ländern selbst im Vordergrund der Diskussion stehen, als sich 

dem Zwang zu unterwerfen, wie ein Parteitagsredner alle Aspekte der Wirtschaftsentwicklung 

und des Klassenkampfes auf nationaler und internationaler Ebene umfassend abzuhandeln. 

Durch die vertiefte Analyse von Extraktivismus und Neoextraktivismus  ergibt sich meines 

Erachtens ein guter Zugang  zum Verständnis zentraler  innerer Konflikte, die notwendig 

auftreten und ausgetragen werden müssen, solange vom Anspruch der Realisierung einer 

Gesellschaft des „buen vivir“ noch etwas übrig ist.  

 

Je eindeutiger sich die Wende zum Neoextraktivismus in den progressiven Regimen 

durchsetzt, desto stärker wächst bei den Herrschenden auch die Neigung, den Widerstand 

dagegen als konterrevolutionär abzustempeln und seine Träger als Komplizen ausländischer 

Mächte zu diffamieren. Auf ein Manifest einer Gruppe bolivianischer Intellektueller, die im 

Juni 2011 ihre Regierung zur Einlösung des Verfassungspostulats des „buen vivir“ 

aufforderten, antwortete der Vizepräsident Alvaro García mit einem Büchlein „El 

OENEGISMO, enfermedad infantil del derechismo“. Er warf seinen Kontrahenten vor, 

Werkzeuge den vom Ausland finanzierten Nichtregierungsorganisationen zu sein. Ähnliche 

Töne hat Rafael Correa in seiner Wahlkampagne und in Erklärungen nach seinem Wahlsieg 

immer wieder eingeschlagen.  

 

Leider wird dieser Stil der Auseinandersetzung, der den schlechtesten Traditionen haßerfüllter 

Polemik in der zweiten und dritten Internationale entlehnt scheint, auch von den Kritikern der 

Regierung  übernommen: Wir sollten in diesem Punkte einmal nicht von unseren 

lateinamerikanischen Freunden lernen, weil wir selbst über genügend Erfahrungen verfügen, 

wohin es führen kann, wenn der politische Gegner sofort als Werkzeug finsterer Mächte des 

Imperialismus verteufelt wird.  

 

Bei der Mahnung, man müsse immer auch die internationalen Kräfteverhältnisse und die 

Gefahr einer Rückkehr  konterrevolutionärer Kräfte bedenken, ist deshalb Vorsicht am Platze. 

Gewiß ist es richtig, den außenpolitischen Zwängen und insbesondere den fortbestehenden 

imperialistischen Ambitionen der USA Rechnung zu tragen – aber ohne sich deshalb der 

verhängnisvollen Logik zu unterwerfen, daß der Feind meines Feindes immer schon mein 

Freund sein muß. Für Demokraten und Sozialisten muß Freundschaft mit den Machthabern 

eines theokratischen Unterdrückungsregimes unerträglich sein und darf nicht länger 

schweigend übergangen werden. Auch dies gehört zu einer Positionierung der Linken.  

 

Bestimmte Formulierungen im Positionspapier Boris/Wahl bereiten doch etwas Unbehagen: 

„Jede Schwächung und jede Konflikteskalation innerhalb der aktuellen Linkskoalitionen ist 

für diese Kräfte (der Gegenreform, KM) ein ermunterndes Signal; im Streit um den sog. Neo-

Extraktivismus spielen sie sich neuerdings als die Bündnispartner der eigentlichen 

„Naturbewahrer“ (in Form von einigen NGOs etc.auf“ 

Schlußfolgerung wäre wohl: die Reihen müssen fest geschlossen werden, um der 

Konterrevolution keine Einbruchsstelle zu bieten. Gegenposition: Es kommt gerade darauf an, 

grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten auszuhalten und Konflikte offen auszutragen, nur 

dies stärkt die progressiven Kräfte im ganzen, auch in ihrer Abwehr der Konterrevolution. 



Der etwas unklare Hinweis auf „einige NGOs etc“ bedeutet hoffentlich nicht, daß Boris/Wahl 

in diesem Punkt die Demagogie von Alvaro García und Rafael Correa unterstützen möchten?   

 

 

5. Zu Prioritäten der Stiftungsarbeit  

 

Ich halte es für richtig, daß die Stiftung alle Aktivitäten gegen eine weitere Ausdehnung des 

Natur und Menschen zerstörenden Extraktivismus nach Kräften fördert. Es ist zu begrüßen, 

daß dies gleichzeitig in vielen lateinamerikanischen Ländern geschieht, und es ist das 

Verdienst von Intellektuellen wie Eduardo Gudynas und Maristella Swampa, den Widerstand 

gegen extraktivistische Projekte auch in Ländern wie Peru und Argentinien durch Aufklärung 

und Zusammenarbeit mit Basisgruppen zu unterstützen. Wegen des großen Umfangs der 

Steinkohlenimporte aus Kolumbien sollte eine bundesdeutsche Stiftung die Folgen des 

dortigen Tagebaus noch breiter propagieren, auch hierzulande. 

 

Unsere Stiftung wäre unglaubwürdig, wenn sie indigene Gruppen im Kampf gegen die 

Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen überall unterstützen würde – nur nicht in Ländern mit 

linksgerichteten Regierungen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

   

 

 

 

 

 

 

 


